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Zusammenfassung 
Der Begriff des Politiklernens erfreut sich zunehmender Beliebtheit in den Politikwis-
senschaften. Besonders sichtbar ist dies bei den vielzähligen Arbeiten zur Offenen Me-
thode der Koordinierung (OMK) in der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS). 
Viele der Forschungsarbeiten weisen grundlegende methodische Probleme hinsichtlich 
der Wirkungsweise und Ausmaß von Politiklernen auf. Der vorliegende Beitrag stellt 
deshalb das Lernpotenzial der EBS-Instrumente in den Mittelpunkt. Drei Formen von 
Lernen werden unterschieden (Lernen durch eigene Erfahrungen, Lernen von anderen 
und Lernen mit anderen) und systematisch in Bezug zu den EBS-Instrumenten gesetzt. 
Für Leitlinien und Empfehlungen, Nationale Reformpläne, Benchmarking, Peer 
Reviews und Indikatoren analysiere ich das Potenzial Bedingungen für Lernen zu schaf-
fen. Der Beitrag zeigt, dass, angesichts der Anlage und Nutzung der Instrumente, Zwei-
fel an der Steuerungswirkung der EBS durch Politiklernen angemessen sind. Hinzu 
kommt ein Zielkonflikt der Handlungsorientierung bei deliberativem Politiklernen und 
kompetitivem Politikaushandeln, der das Lernpotenzial der EBS grundlegend in Frage 
stellt. 
Abstract 
The concept of policy learning has received increasing attention in the political science 
literature. This is most visible in the context of the many publications on the Open 
Method of Coordination (OMC) in the European Employment Strategy (EES). 
However, much of the research shows fundamental methodological problems when it 
comes to the impacts and the extent of policy learning. This paper shows that these 
problems can be avoided if we take a closer look at the potential of the OMC 
instruments to stimulate learning. To this aim the paper differentiates between three 
types of learning: learning by one’s own experience, learning from others and learning 
with others. Systematic links are established between these three types of learning and 
the learning conditions created by the EES instruments (guidelines and 
recommendations, National Action Plans, benchmarking, peer review and indicators). In 
this paper I show that construction and use of the instruments casts doubts on the 
steering capacity of the EES through learning. Moreover there is a fundamental tension 
between actor orientation in deliberative policy learning and competitive policy 
bargaining, which questions fundamentally the learning potential of the EES. 
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Über Politiklernen lernen. Überlegungen zur Europäischen Beschäftigungsstrategie 
1 Die Konjunktur des Lernbegriffs 
Das Interesse an Politiklernen und verwandten Konzepten wie Politiktransfer und Dif-
fusion von Politiken hat in den letzten Jahren sowohl in der Wissenschaft als auch in der 
Praxis zugenommen.1 Und das obwohl weder das Phänomen des Politiklernens 
(Dolowitz/Marsh 1996:352) noch die wissenschaftliche Beschäftigung mit der Thema-
tik (Katz/Levin/Hamilton 1963; Walker 1969) neu sind. Vielmehr scheint das gestei-
gerte Interesse an Politiklernen durch verschiedene Entwicklungen gefördert zu werden. 
Globalisierungsprozesse und zunehmende transnationale Kommunikation lassen geo-
graphische Distanz schrumpfen und machen die Politiken anderer Länder greifbar. 
Ähnlicher Problemlösungsdruck in den Industriestaaten (z.B. hohe Arbeitslosenquoten 
oder demographischer Wandel) und vielfach erfolglose, nationale Problemlösungsver-
suche erhöhen die Bereitschaft, sich an den Politiken anderer Länder zu orientieren. 
Erfolgreiche Nachbarn können Legitimationsquellen für Reformen im eigenen Land 
bieten. Auch der Zusammenbruch der politischen Systeme in Osteuropa, Systemtrans-
formation und die oftmals damit verbundene Orientierung an westlichen Steuerungsvor-
stellungen, hat das Nachdenken über die Übernahme von Politikmustern angeregt. Nicht 
zuletzt trägt der Europäische Integrationsprozess zur Prominenz des Themas Lernen in 
Wissenschaft und Praxis bei, weil sich dort mit der Offenen Methode der Koordinierung 
(OMK) ein neuer governance-Modus etabliert, der auf der zentralen Annahme gegen-
seitigen Politiklernens basiert. 
Die OMK ist Gegenstand des vorliegenden Papiers. An ihrem Beispiel frage ich 
nach Instrumenten und prozessualen Faktoren, die Politiklernen begründen könnten. 
Das Papier ergänzt somit die skizzierten, externen Erklärungszusammenhänge für Poli-
tiklernen. Welche Charakteristika des OMK-Instrumentariums zeigen, dass die OMK 
Politiklernen stimulieren und steuern kann? Die Relevanz dieser Frage erklärt sich aus 
der verbreiteten Hoffnung, dass Instrumente, die Politiklernen stimulieren können, eine 
positive Neuerung und Erweiterung gegenüber klassischen Regulierungsformen und 
ihren Grenzen darstellen. 
Die OMK wird in einer Reihe von Politikfeldern eingesetzt, beispielsweise bei 
Steuern, Sozialer Inklusion oder Forschungspolitik. Während Prozess und Modalitäten 
der verschiedenen OMKs variieren, ist ihnen in allen Politikbereichen gemeinsam, dass 
Mitgliedstaaten mittels iterativer Berichterstattung, Benchmarking und Peer Review 
voneinander lernen sollen, gemeinsam vereinbarte politische Ziele zu erreichen. Der 
prominenteste und älteste Bereich der OMK ist die Beschäftigungspolitik. Das seit 1997 
bestehende Instrumentarium der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS) ist stärker 
ausgereift als die OMK Instrumente in anderen Politikfeldern; eine nähere Untersu-
                                                 
Für hilfreiche Kommentare danke ich Christian Brzinsky-Fay, Armin Schäfer, Günther Schmid und 
Holger Strassheim sowie den Teilnehmern des Kolloquium der WZB Abteilung Arbeitsmarktpolitik und 
Beschäftigung für eine anregende Diskussion. 
1 Für jüngste Arbeiten zu Politikdiffusion siehe z.B. Knill (2005a); zu Politiktransfer besonders Rose 
(1991), Dolowitz/Marsh (2000). Trennschärfen und Überlappungen der Konzepte sollen nicht 
Gegenstand des Papiers sein, siehe dazu Knill (2005b), Kern/Theobald (2005:310). 
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chung scheint deshalb besonders lohnend.2 Dabei steht zu erwarten, dass Anlage und 
prozessuale Nutzung der verschiedenen Instrumente unterschiedliche Formen des Ler-
nens fördert. Gegebenenfalls stimulieren sie auch andere Transfermechanismen, das 
hätte praktische und theoretische Bedeutung. Einerseits erlaubt die Differenzierung in 
verschiedene Lernformen, das Lernpotenzial der EBS-Instrumente systematisch zu ver-
gleichen, andererseits ist es wichtig, das Zusammenspiel und die Vereinbarkeit der In-
strumente in den Blick zu nehmen. Auch wenn einzelne Instrumente Potenzial haben 
Lernprozesse zu stimulieren, könnten widersprüchliche Steuerungsabsichten anderer 
Instrumente das Lernpotenzial der EBS insgesamt reduzieren oder neutralisieren. 
Ziel des Artikels ist es, auf der Basis vielfältiger existierender Literatur und eigener 
konzeptioneller Überlegungen einen Beitrag zu einer besseren Erfassung des Lernpo-
tenzials der OMK zu leisten. Ich werde den oft sehr optimistischen Erwartungen an 
Lernerfolge im Rahmen der OMK eine kritischere Einschätzung gegenüberstellen. Dazu 
skizziere ich zunächst unterschiedliche Lernkonzepte aus der Forschungsliteratur: Ler-
nen durch eigene Erfahrungen, Lernen von anderen und Lernen mit anderen in delibera-
tiven Prozessen (Kapitel 2). Dann gebe ich einen kritischen Überblick über die For-
schungsergebnisse zu Politiklernen im Rahmen der OMK und benenne methodische 
Probleme hinsichtlich der empirischen Analyse des Kausalzusammenhangs, der Be-
rücksichtigung alternativer externer und interner Erklärungsgründe sowie der analy-
tischen Unterscheidung verschiedener Transfermechanismen (Kapitel 3). Im Anschluss 
stelle ich der Literatur meine Analyse von Lernen im Rahmen der EBS entgegen, die 
bei den Instrumenten ansetzt. Ich frage, welche Form des Lernens einzelne Instrumente 
fördern können und ob (potenzielle) Veränderungen durch andere Transfermechanismen 
erklärt werden könnten. Dabei argumentiere ich, dass schon die Anlage der EBS-In-
strumente zeigt, dass ihr Steuerungspotenzial nur eingeschränkt in der Stimulation oder 
Initiation von Politiklernen besteht. Zudem steht die grundlegende Steuerungsidee deli-
berativer Lernprozesse in Widerspruch zur zunehmenden Ausdifferenzierung in Form 
konkreter Vorgaben und damit verbundenen politischen Konflikten (Kapitel 4). 
Schließlich fasse ich die Ergebnisse zusammen und diskutiere mögliche Handlungs-
empfehlungen, um das Potenzial für Lernen durch Veränderung existierender Instru-
mente zu erweitern (Kapitel 5). 
2 Verschiedene Formen von Lernen 
Bevor ich Politiklernen im Rahmen der EBS diskutiere, werden in diesem Abschnitt 
einige grundlegende Überlegungen zum Lernbegriff präsentiert. Was ist Lernen? In 
welchem Rahmen findet Politiklernen statt und welche Faktoren bedingen Lernen? In 
                                                 
2 Nach einer fünfjährigen Erfahrungsphase wurde die EBS evaluiert und modifiziert (Commission of 
the European Communities 2002). Auch der Kok-Bericht der Taskforce Beschäftigung (2004), der die 
EBS bewertete, führte zu substantiellen Änderungen des Instrumentariums. Im Februar 2005 erfolgte 
die bisher signifikanteste Reform durch die Integration von makro- und mikroökonomischen 
Koordinierungsprozessen. 
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der Forschungsliteratur wird abstrakt-analytisch zwischen verschiedenen Formen des 
Lernens differenziert. Wesentliche Unterscheidungsdimensionen sind die Tiefe des 
Lernprozess und seine Rahmenbedingungen.3
2.1 Einfache und tiefergehende Lernprozesse 
Eine häufig zitierte Definition von Lernen lautet: 
(Social learning) can be taken to mean a relatively enduring alteration in be-
havior that results from experience; usually this alteration is conceptualized as 
a change in response made in reaction to some perceived stimulus. (Heclo 
1974:306) 
Nach dieser Definition manifestiert sich Lernen durch dauerhafte Verhaltensänderung. 
Dabei besteht die Gefahr Lernprozesse zu unterschätzen. Lernen kann stattfinden, ohne 
dass daraus Veränderung in Form neuer Politiken resultiert, z.B. unter dem Einfluss 
verhindernder Faktoren im politischen System wie Vetospieler (Tsebelis 1995), 
parteipolitische Präferenzen (Schmidt 1996) oder ein Mangel an Politikkoordination 
(Haas 1992).4 Ein weiterer zentraler Bestandteil der Definition sind Erfahrungen oder 
auch Informationen und Wissen. Diese Begriffe haben im Lernkontext unterschiedliche 
Konnotationen. Indem der handelnde Akteur eine Auswahl aus dem Informationspool 
von Erfahrungen und Daten trifft, diese filtert und deutet, generiert er neues Wissen. 
Dieses Wissen bildet dann die Grundlage seiner Entscheidungen. Der Informationspool 
ist für Überlegungen zu Politiklernen besonders wichtig. Er ist eine notwendige, aber 
keine hinreichende Bedingung für Veränderung durch Lernen.5 Für den weiteren Ver-
lauf des Artikels definiere ich Lernen als Änderung des Verhaltens oder der Präferenz 
eines rationalen Akteurs (hier: einer Regierung) aufgrund eines veränderten Informati-
onspools (hier: die EBS). 
Wenn wir von der Annahme ausgehen, dass Akteure Entscheidungen zu einem be-
stimmten Zeitpunkt unter begrenzten Informationen treffen, dann kann sich der Infor-
mationspool hinsichtlich der Problemlösungsmöglichkeiten oder –zusammenhänge zu 
einem späteren Zeitpunkt verändern. Um ein gleichbleibendes Ziel auf effektive Art und 
Weise zu erreichen, verändern Akteure ihre Handlungsstrategien und Steuerungsinstru-
                                                 
3 Dieses Papier unternimmt nicht den Versuch, die beiden Dimensionen analytisch in einen 
Zusammenhang zu stellen (siehe aber z.B. Bandelow 2003:304). 
4 Andererseits besteht die Gefahr Lernprozesse zu überschätzen. Das ist der Fall, wenn beobachtete 
Veränderungen mit Lernen gleichgesetzt werden ohne andere Erklärungsfaktoren zu berücksichtigen 
(siehe ausführlich 3). 
5 Politikinstrumente, besonders aber Werte und Präferenzen haben Beharrungsvermögen; sie sind 
relativ wandlungsresistent. Krisen, die fundamentale Rahmenbedingungen erschüttern, können 
Auslöser mit katalytischer Wirkung für Lernprozesse sein. Sie steigern die Notwendigkeit, nach neuen 
Lösungen zu suchen und Wissen in Verhaltensänderungen umzusetzen (Visser 2003:148; Rose 
1991:11-12; Haas 1992:28; Orenstein 2003:172). Krisen und ihre Bedeutung für Lernen werden in 
diesem Papier nicht weiter behandelt, weil ich davon ausgehe, dass die EBS keine Krisen auslöst. 
Europäische Steuerungsinstrumente können diese bestenfalls benennen und sichtbar machen. 
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mente. Prominente Vertreter aus der Organisationssoziologie sprechen von single loop-
learning (Argyris/Schön 1996:20), die Politikwissenschaft von einfachem Lernen 
(Deutsch 1969:146-147). Ähnlich benennt die Politikwissenschaft derartige Anpassun-
gen bestehender Instrumente als first order change, die Neueinführung eines Instru-
ments, das darauf ausgerichtet ist ein bestehendes Ziel zu erreichen, hingegen als 
second order change (Hall 1993:279). 
Einfaches Lernen innerhalb von Organisationen ist gut auf politische Prozesse 
übertragbar. Nehmen wir beispielsweise an, dass eine Politik der Frühverrentung keine 
Sicherung des Lebensstandards älterer Arbeitnehmer mehr bieten kann, weil der demo-
graphische Wandel das Rentensystem zunehmend belastet, so wird, um die Sicherung 
des Lebensstandards weiter zu erreichen, die Altersteilzeit eingeführt. Auch 
Veränderungen unterhalb der Einführung einer neuen Politik sind denkbar. Dazu gehört 
die Anpassung bestehender Politikinstrumente in quantitativer oder qualitativer Dimen-
sion. Beim Beispiel der Rentenversicherung bleiben z.B. die Veränderung der Anwart-
schaftsdauer oder des Eintrittsalters. Wo liegen Grenzen des einfachen Lernens? Einer-
seits beschränken Informationsunsicherheiten in komplexen Situationen Lernprozesse. 
Angesichts mehrdeutiger Problemsituationen und substantiell unklarer Lösungen lassen 
sich aus dem Informationspool oft keine eindeutigen policy-Implikationen ableiten.6 
Andererseits bietet einfaches Lernen unter starken Veränderungen der Umwelt manch-
mal keine adäquate Antwort. Eine inkrementelle Veränderung des Verhaltens, die nicht 
auf einer Überprüfung der zugrunde liegenden Annahmen und Werte beruht, reicht 
dann nicht mehr aus, um ein Problem zu lösen (Levitt/March 1988). 
Komplexes Lernen (Deutsch 1969:147) oder tiefergehende Lernprozesse 
unterscheiden sich grundlegend von einfachem Lernen. Lernen findet nicht mehr auf 
einer instrumentellen Ebene statt; Akteure ändern ihre Präferenzen auf der Basis eines 
neuen Kosten-Nutzen Kalküls (updating-beliefs). Während zu lösende Probleme beim 
einfachen Lernen mit ‚falschen’ Handlungen in Verbindung gebracht werden, betrach-
ten die Akteure beim tiefergehenden Lernen auch die Werte ihrer Handlungstheorie als 
‚falsch’. Argyris und Schön (1996:20-22) sprechen von double-loop learning; Hall 
(1993:279) von third order change der Politikziele bzw. des politischen Paradigmas. 
Ein Paradigmenwechsel ist beispielsweise die Ausrichtung der Politik auf das Ziel einer 
hohen Beschäftigungsquote, anstelle einer geringen Arbeitslosenquote.7
                                                 
6 Diese Art der Informationsunsicherheit ist grundlegend von Unsicherheit über die Präferenzen anderer 
Akteure zu unterscheiden (Metcalfe 1998). 
7 Darüber hinaus ist der Begriff des deutero-learning verbreitet wenn es um die (Veränderung der) 
Lernfähigkeit politischer Systeme oder Akteure – also um die Meta-Ebene des Lernens – geht 
(Argyris/Schön 1978:26-38). Deutero-Lernen wird in diesem Artikel nicht systematisch behandelt. 
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2.2 Rahmenbedingungen für Lernen durch eigene Erfahrungen sowie 
Lernen von und mit anderen 
Wenden wir uns den Rahmenbedingungen von Lernen zu. Eine Veränderung des In-
formationspools ist sowohl für einfaches als auch für tiefergehendes Lernen notwendig. 
Sie kann in unterschiedlichem Rahmen generiert werden: durch eigene Erfahrungen, 
durch das Lernen von anderen oder durch Lernen mit anderen in deliberativen Prozessen 
(siehe Visser/Hemerijck 2001; Visser 2003). In Abgrenzung zum Forschungsdesign von 
Visser und Hemerijck versteht der vorliegende Artikel die OMK nicht als homogenes 
Instrument, das eine Form des Lernens fördert: Lernen von anderen. In der Analyse der 
verschiedenen EBS-Instrumente frage ich systematisch auf welche Weise der Informa-
tionspool verändert und somit Lernprozesse initiiert werden sollen. 
Die alltäglichste Form des Lernens ist die Erweiterung des Informationspools 
durch eigene Erfahrung. Diese Form des Politiklernens kann durch gezielte Anleitung 
zum Lernen im Sinne einer reflexiven Evaluierung oder Unterstützung bei Informati-
onssuche über Problemzusammenhänge gefördert werden. Entscheidungen müssen aber 
nicht auf eigenen Erfahrungen basieren. Wenn Regierungen Informationen über die 
(positive oder negative) Wirkung politischer Entscheidungen und über die policy-In-
strumente anderer Länder nutzen, ohne diese Erfahrungen selbst zu machen, können sie 
lernen (‚lesson-drawing’ bei Rose 1991). Unter der Annahme, dass rationale Akteure 
nach Lösungen für Probleme suchen, lassen sich so Transaktionskosten reduzieren 
(‚learning ahead of failure’ bei Visser/Hemerijck 2001). Den Rahmen für diese Form 
des Politiklernens bildet der Austausch zwischen Akteuren mit ähnlichen Problemen 
und das Angebot erfolgreicher Lösungen (Trubek/Trubek 2005:93). In der 
Forschungsliteratur dominieren Positivbeispiele (vermutlich weil es sich in allen ande-
ren Fällen um Beispiele von ‚Nicht-Lernen’ handelt). Grundsätzlich ist auch denkbar, 
von negativen Erfahrungen anderer Akteure zu lernen. Wer von wem lernt, hängt dabei 
von einer Reihe von Faktoren ab. Dazu gehören nationale politische Werte, der pull 
erfolgreicher Länder oder der push mächtiger Länder, räumliche Nähe sowie epistemic 
communities (Haas 1992) und funktionale Interdependenzen (Rose 1991:14-17).8
Lernen von anderen setzt auf die Verbreitung bestehender Lösungen. In Abgren-
zung dazu zielen deliberative, experimentelle Prozesse darauf, neue, innovative und 
bessere Lösungen für Probleme zu generieren. Allgemein umschreibt der Begriff der 
Deliberation gesellschaftspolitische Prozesse des freiwilligen Austauschs von Informa-
tionen und Positionen in Entscheidungssituationen. Der Ansatz folgt der zentralen An-
nahme, dass häufige Interaktion die Präferenzen der Mitgliedstaaten verändern kann 
und dadurch gemeinsame Entscheidungen ermöglicht.9 Gegenbegriffe sind effektives 
Management oder Technokratie. 
                                                 
8 Schließlich lassen sich Determinanten der Lernfähigkeit der Länder diskutieren. Diese Faktoren sind 
jedoch wiederum auf einer anderen analytischen Ebene anzusiedeln, weil sie den jeweiligen 
Nationalstaats oder ggf. seine Regierung betreffen. 
9 Ein weitergehendes Verständnis deliberativer Prozesse betont den demokratisch-legitimatorischen 
Wert für die Entscheidungsfindung. Aus dieser Sicht ermöglicht Deliberation nicht nur Lernen, 
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Das Konzept des deliberativen Lernens wurde mit dem Ziel entwickelt, auf be-
trieblicher Ebene Produktionsengpässe zu verhindern und Abläufe zu optimieren (Sabel 
1994). Durch Informationsaustausch erhalten Akteure die Möglichkeit, eigene Entschei-
dungen mit Blick auf die antizipierte Verhaltensänderung anderer Akteure zu überprü-
fen und anzupassen (Sabel 1994:158). Vertreter dieser Denkschule argumentieren, dass 
sich diese Überlegungen aus der betrieblichen Praxis auf Staatshandeln übertragen las-
sen (Sabel 2004; Sabel/Dorf 1998; ‚democratic experimentalism’ bei Cohen/Sabel 
1997; und Dorf/Sabel 1998). Abstrakt gefasst vergrößern Beratung, Experimentieren, 
der Austausch und das Poolen von Informationen den Handlungsspielraum. In diesem 
Rahmen ermöglicht gemeinsames Problemlösen, im Sinne einer Verfolgung gemeinsa-
mer Ziele, Lernen.10 
Vorraussetzung für Lernen mit anderen sind gleichgerichtete oder zumindest kom-
patible Interessen. Auf der interpersonellen Ebene kommen Vertrauen, dauerhafte Be-
ziehungen zwischen den Akteuren und die Überzeugung hinzu, dass bei Kooperation 
der Problemlösungserfolg den gemeinsamen Nutzen erhöht. Steuerungsinstrumente, die 
die Rahmenbedingungen für die Generierung und den Austausch von Informationen 
zwischen Staaten verbessern, können Lernprozesse fördern (z.B. Sabatier 1986:323). Im 
Gegenzug sind keine Lernprozesse zu erwarten, wenn sich Akteure gegenüberstehen, 
die mit der Vertretung (konkurrierender) nationaler Interessen beauftragt wurden. Wenn 
der institutionelle Kontext den Wettbewerb zwischen den Akteuren erhöht, ist zu er-
warten, dass Konfrontation oder Verhandlung an die Stelle des gemeinsamen Lernens 
oder Problemlösens tritt. Scharpf (2000:211) beschreibt den Gegensatz der beiden 
Interaktionsformen wie folgt: 
Die erfolgreiche gemeinsame Suche nach besseren Gesamtlösungen erfordert 
Kreativität, effektive Kommunikation und gegenseitiges Vertrauen, während 
der Erfolg im Verteilungskampf von der strategischen oder sogar opportunisti-
schen Kommunikation oder Zurückhaltung der zur Verfügung stehenden In-
formationen abhängt (…) die „kooperative“ Interaktionsorientierung, die in 
der Produktionsdimension dem gemeinsamen Lernen zuträglich ist, (ist) psy-
chologisch inkompatibel (…) mit der „kompetitiven“ Orientierung, die den Er-
folg der Verhandlungsdimension begünstigt. 
Die Analyse der EBS-Instrumente und ihrer Wirkungsmechanismen wird zeigen, dass 
auch das Lernpotenzial der Europäischen Beschäftigungsstrategie von diesem Span-
nungsverhältnis bestimmt wird. 
                                                                                                                                               
sondern behebt Legitimations- und Demokratiedefizite. Dieser Aspekt wird hier nicht weiter verfolgt 
(siehe allgemein Habermas 1997; für die OMK Eberlein/Kerwer 2004). 
10 Experimente sind aus einem weiteren Grund relevant für Lernprozesse. Deutsch (1969:171) hat 
argumentiert, dass Macht bedeutet es sich leisten zu können, nicht lernen zu müssen. Macht kann 
demnach verhindern, dass Informationen zur Kenntnis genommen werden. Experimente schränkend 
diese Macht ein. Die Macht der Akteure, die nicht lernen verringert sich gegenüber den Lernenden. 
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3 Wirkungsanalysen zur EBS und konzeptionelle Probleme 
In diesem Abschnitt werden Forschungsergebnisse aus der Literatur über die Wirkung 
der EBS zusammengetragen und kritisch diskutiert. Politiklernen ist kein Selbstzweck, 
sondern dient der Implementation politischer Programme oder allgemein dem Erreichen 
von Steuerungszielen. Deshalb sind Wirkungsanalysen der EBS ein wichtiger Bestand-
teil der Auseinandersetzung mit Politiklernen. Allerdings zeigen viele der existierenden 
Forschungsarbeiten wesentliche konzeptionelle Probleme auf, die Aussagen über Poli-
tiklernen im Rahmen der EBS erschweren. Bevor ich diese Probleme systematisch dis-
kutiere und ein alternatives Analysekonzepts zum Lernpotenzial der EBS präsentiere, 
werde ich den Forschungsstand zur Wirkung der EBS resümieren. 
Die EBS besteht aus einer Reihe von Instrumenten und Prozessen, die in regelmä-
ßigen Zyklen wiederholt werden. Der Rat entscheidet über generelle beschäftigungspo-
litische Leitlinien und länderspezifische Empfehlungen. Auf dieser Basis erarbeitet je-
der Mitgliedstaat einen Nationalen Reformplan für Beschäftigung (NRP, vor 2005 Nati-
onaler Aktionsplan NAP). Die NRPs werden von der Europäischen Kommission und 
vom Rat geprüft. Zusammen mit der Umsetzung der Leitlinien zur Koordinierung der 
Wirtschaftspolitiken werden sie in einem jährlichen Fortschrittbericht (vor 2005 Ge-
meinsamer Beschäftigungsbericht) bewertet. Neben den NRPs helfen zusätzliche Indi-
katoren relevante Informationen zu sammeln und Länder zu vergleichen, dann beginnt 
der Prozess von neuem. Parallel versuchen Peer Reviews, vorbildliche Verfahren zu 
identifizieren und die Übertragung auf andere Länder durch Treffen und Austausch zu 
stimulieren (für die europäische Ebene siehe Schmid/Kull 2005; Schäfer 2004b; für 
Abläufe in Deutschland: Umbach 2003: 48 und 61-74; Büchs/Friedrich 2005). 
Mit der Lissabon Strategie hat sich die Europäische Union das Ziel gesetzt, bis zum 
Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum der Welt zu werden. Als Grundvoraussetzung für nachhaltiges Wirtschaftswachs-
tum soll die Beschäftigungsquote in diesem Zeitraum auf 70% gehoben werden, ver-
bunden mit einer Verringerung der Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit. Für die 
Frauenbeschäftigung wird eine Mindestquote von 60% angestrebt, für die Beschäfti-
gung älterer Arbeitskräfte (55-64 Jahre) eine Mindestquote von 50%. Schon jetzt steht 
fest, dass diese Ziele nicht erreicht werden (Taskforce Beschäftigung 2004). Wählt man 
policy outcomes als Bewertungsmaßstab für die EBS, so hat die EBS ihr Steuerungsziel 
verfehlt. 
Als anderer Bewertungsmaßstab der EBS kann die Veränderung von Politiken 
herangezogen werden (output). Glaubt man jüngsten Forschungsarbeiten, dann bewirkt 
die EBS trotz ausbleibender Erfolge bei den Beschäftigungsquoten eine Reihe substan-
tieller und prozessualer Veränderungen auf nationaler Ebene. Zeitlin (2005a: 451) 
schreibt dazu: 
(…) these OMC processes have contributed to broad shifts in national policy 
orientation and thinking, involving the incorporation of EU concepts and cate-
gories into domestic debates. (…) Beyond these broad shifts in national policy 
thinking, there is also some evidence that these OMC processes have contrib-
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uted to specific changes in individual Member States’ policies. Such evidence 
is most abundant for the EES. 
Der Autor führt zahlreiche Beispiele für den Einfluss der EBS auf die Veränderung na-
tionaler Politiken an. Er argumentiert, dass die EBS in Frankreich einen „prominent 
part“ (Zeitlin 2005a:451) für die Einführung einer negativen Einkommenssteuer im 
Niedriglohnbereich (Prime pour l’emploi, PPE) und den Plan d’Aide au retour à 
l’Emploi (PARE) spielte. In Abgrenzung zu den traditionell stark auf Statuserhalt aus-
gerichteten französischen Sicherungssystemen setzen beide Instrumente neue Akzente 
einer stärker individualisierten und präventiven Arbeitslosenpolitik, die vor allen Din-
gen andauernde Erwerbslosigkeit verhindern will (Mosher/Trubek 2003:75). In 
Deutschland, so Zeitlin (2005a:451), war die EBS „part of the inspiration and justifica-
tion“ für das Projekt Jugend mit Perspektive (JUMP), das Job-AQTIV Gesetz (Aktivie-
ren, Qualifizieren, Trainieren, Investieren und Vermitteln), die Entwicklung von gender 
mainstreaming und die Hartz Gesetze (Umbach 2003:113-114). In den Niederlanden 
und Irland hätte die EBS „significant impact“ (Zeitlin 2005a:452) auf eine Politik der 
breiteren Teilnahme gehabt (kritisch dazu Mosher/Trubek 2003:74; De La Porte/Pochet 
2003:47). In Dänemark und Schweden, so seine Einschätzung, lösten die Empfehlungen 
der EU die Einführung von Maßnahmen gegen Geschlechtersegregation und für 
Minderheitenintegration aus (Zeitlin 2005a:452). Mit diesen Beispielen – auch wenn sie 
noch zahlreicher wären – lässt sich das Argument, die EBS bewirkt Lernprozesse, nicht 
beweisen. 
Betrachtet man die Forschungsliteratur zur OMK kritisch, dann wissen wir auf-
grund dieser und ähnlicher Beobachtungen streng genommen nur, dass in den Mitglied-
staaten Veränderungen stattfinden. Und wir wissen, dass auf europäischer Ebene ein 
governance-Modus existiert, der Lernprozesse auslösen oder erleichtern soll. Den Zu-
sammenhang zwischen beiden Beobachtungen unter dem Begriff ‚Lernprozess’ zu fas-
sen, ist in dreierlei Hinsicht unbefriedigend.11 Erstens wird der Kausalzusammenhang 
zwischen EBS und Veränderung nicht empirisch belegt. Zweitens wird Lernen im 
Rahmen der EBS weder analytisch noch empirisch ausreichend von anderen externen 
oder internen Faktoren abgegrenzt, die Veränderung hervorrufen, aber nicht mit Lernen 
gleichzusetzen sind. Drittens wird analytisch nicht zwischen verschiedenen potenziellen 
Transfermechanismen der EBS unterschieden.  
1. Das Problem mangelnder Empirie: Viele Studien greifen zur Bewertung von Lernen 
im Rahmen der EBS auf offizielle Dokumente zurück. Sie berücksichtigen nicht, 
dass diese Dokumente keine neutralen Bestandsaufnahmen sind. So nutzt Biagi 
(2000:156) die Nationalen Aktionspläne „in order to ascertain in which way national 
Governments have fulfilled their duty to comply with community-level 
prescriptions“ (ebenso Eichhorst/Rhein 2005). Ähnlich attestieren Mosher und 
Trubek (2003:75) allein auf der Basis der nationalen Wirkungsbewertung12 
                                                 
11 Im Gegensatz zu frühen Arbeiten über die OMK gibt es inzwischen einer Reihe von Autoren die 
diese methodischen Schwierigkeiten kritisch beschreiben und mit sorgfältigen Forschungsdesigns 
darauf antworten (z.B. Vifell 2004; Zohlnhöfer/Ostheimer 2005; Büchs 2005). 
12 Zur Wirkungsbewertung der EBS gab die Europäische Kommission 2002 in jedem Mitgliedstaat 
Studien in Auftrag. 
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signifikante Unterschiede beim Einfluss den die EBS auf die Politiken der 
Mitgliedstaaten nimmt. Es wird nur unzureichend berücksichtigt, dass es sich um 
Berichte handelt, die von der nationalen Regierung erstellt oder zumindest 
abgesegnet werden (Goetschy 2000). „(N)on-objectivity of the main source“ (De La 
Porte/Pochet 2002b:14) wurde vor allen Dingen in frühen Studien nicht thematisiert. 
Dort wurde nicht kontrolliert, ob durch eine selektive Präsentation der 
nationalstaatlichen Politiken der Einfluss der OMC bewußt über oder underbetont 
wurde (Zeitlin 2005b:16). Ebenso wenig gewährleistet diese Herangehensweise die 
Vergleichbarkeit der Länder. Detaillierte, eine größere Anzahl von Mitgliedstaaten 
vergleichende Studien können dieser Problematik besser begegnen 
(Zeitlin/Pochet/Magnusson 2005:27-28). Auch wenn großer empirischer 
Arbeitsaufwand in Kauf genommen wird, bleibt das grundlegende Problem, Lernen 
zu messen (siehe 2.1 Über- und Unterbewertung von Lernprozessen). Deshalb muss 
bis heute gelten, was Bennett (1997:214) vor fast 10 Jahren schrieb: “The problem is 
the paucity of systematic research that can convincingly make the case that cross-
national policy learning has had a determining influence on policy choices in a 
particular jurisdiction or a particular time.” 
2. Das Problem alternativer Erklärungsvariablen: Neue Politiken können eingeführt 
werden, ohne dass die EBS eine Rolle spielt (Scharpf, F. W. 2002:654). Diese 
Aussage mag banal anmutenden, ist aber wichtig, um Lernprozesse zu identifizieren. 
Ein Beispiel: In einem Land wird das ursprüngliche Beschäftigungsziel einer 
niedrigen Arbeitslosenquote durch eine hohe Erwerbsquote ersetzt. Zeitlin 
(2005b:15) erwähnt zur Erklärung der Veränderung ausschließlich „cognitive 
influence of OMC on domestic policy orientations“. Gängige arbeitsmarktpolitische 
Analysen erklären ähnliche Veränderungen meist mit einer Reihe diverser Faktoren 
wie z.B. Individualisierung der Sozialstruktur oder Finanzierungsprobleme des 
Sozialstaats (Schmid 2002). Die EBS ist (wenn überhaupt) einer von vielen 
Erklärungsfaktoren für den Paradigmenwechsel. Meine Kritik geht über die 
empirisch zu klärende Frage hinaus, wie verschiedene Erklärungsfaktoren zu 
gewichten sind. Sie bezieht sich auf die analytische Ausblendung alternativer 
‚externer’ und ‚interner’ Erklärungsfaktoren. 
 
Externe (z.B. internationale Finanzkrisen) oder interne (z.B. demographischer 
Wandel) Faktoren werden in den wenigsten Studien als konterfaktische 
Erklärungen13 konzeptionalisiert. Daraus ergeben sich eine Reihe analytisch-
                                                 
13 Eine konterfaktische Erklärung ist zu verstehen als „mental construction of a course of events which 
is altered through modifications in one or more ‚conditions’“ (Weber [1905] 1949:173) 





konzeptioneller Probleme. Politiklernen ist nicht von anderen Ursachen der 
Veränderung zu unterscheiden. Wenn verschiedene Staaten ähnliche Lösungen auf 
einheitliche externe oder interne Probleme finden, dann kann dies im Ergebnis zu 
Konvergenz führen. Zudem gibt es neben der EU noch andere internationale 
Organisation mit Steuerungsabsichten im Bereich der Beschäftigungspolitik, wie die 
ILO oder OECD (Schäfer 2005). 
3. Das Problem funktional äquivalenter Transfermechanismen: Der dritte Kritikpunkt 
bezieht sich auf die Unterspezifizierung des Mechanismus, der der zu beobachtenden 
Veränderung zugrunde liegt. Die Beziehung zwischen EBS und Veränderung 
nationaler Politiken gleicht in den meisten Studien zur OMK einer black-box. 
 
Viele Forschungsarbeiten zur OMK gehen implizit oder explizit davon aus, dass der 
Transfermechanismus in der ‚schwarzen Kiste’ Lernen ist. „Its (OMC, MH) real effec-
tiveness and influence nationally is part of a collective learning process, of which the 
results are not yet clear” (De La Porte/Pochet 2002a:13). Oder “it organises a learning 
process in order to promote the exchange of experience and best practice” (Regent 
2003:191). Dabei setzen sie voraus, dass die EBS die Veränderungen nationaler Politik 
bewirkt (oder auf diese einwirkt), indem die beteiligten Akteure und/oder die politi-
schen Systeme lernen (kritisch Trubek/Trubek 2005:91-95; Zohlnhöfer/Ostheimer 
2005:149).  Neben Lernen lassen sich für die EBS alternative Transfermechanismen 
benennen. Transfermechanismen sind in Anlehnung an Hedström und Swedberg 
(1998:7) als systematische Aussagen zu verstehen, die plausibel erklären, wie, durch 
das (beabsichtigte oder unbeabsichtigte) Handeln der beteiligten Akteure, auf der Mak-
roebene eine Veränderung der Beschäftigungspolitik sichtbar wird. Im Folgenden greife 
ich Zwang und politisches Kalkül als gewichtige Erklärungsalternativen bei der Imple-
mentation der EBS heraus und beschreibe sie exemplarisch. Weitere Beispiele für alter-
native Transfermechanismen sind Imitation oder Kopie (z.B. Braun/Gilardi 2005:19; 




                                                 
14 Während Zohlnhöfer und Ostheim (2005) zunächst analytisch zwischen verschiedenen 
Transfermechanismen unterscheiden (S.149), verwischt diese Unterscheidung im weiteren Verlauf 
des Beitrags. Es wird nicht mehr zwischen Lernen und Veränderung unter Druck unterschieden 
(S.152). 
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Ein wichtiger Transfermechanismus ist Zwang. Im politischen System bedeutet Zwang, 
dass mächtige Akteure die Kosten oder den Nutzen für die Wahl politischer Alternati-
ven bestimmen, z.B. durch den Einsatz harter Sanktionen oder verbaler Strafen. Anreiz 
ist damit auch ein positiver Zwang, der die Kosten-Nutzen-Rechnung der Akteure be-
einflusst. Die OMK wird als weiches Steuerungsinstrument bezeichnet, weil den Akteu-
ren keine direkte Sanktionsmöglichkeit zur Verfügung steht. Anders als bei verbind-
lichen Rechtsakten können Mitgliedstaaten für die Nichterfüllung einer beschäftigungs-
politischen Leitlinie nicht vor den Europäischen Gerichtshof gestellt werden. Trotzdem 
besteht im Rahmen der OMK die Möglichkeit, Druck auszuüben (naming und shaming) 
oder Anreize zu setzen (faming oder gegebenenfalls Koppelung an Zugeständnisse in 
einem anderen Politikbereich). Während Lernprozesse bei Ashiagbor (2004:314 und 
327) durch naming und shaming initiiert werden können, argumentiere ich, dass die 
Veränderung nationaler Beschäftigungspolitiken aus einer solchen Logik grundsätzlich 
von Lernen zu unterscheiden ist, weil die Veränderung nicht durch einen veränderten 
Informationspool bewirkt wird. 
Auch die Veränderung der Beschäftigungspolitik durch politisches Kalkül der nati-
onalen Regierung unterscheidet sich von einer Übernahme europäischer Politiken durch 
Lernen. Politisches Kalkül ist im Sinne einer interessenbasierten Sichtweise durch die 
ökonomischen oder politischen Positionen der maßgeblichen Akteure bzw. ihrer Klien-
tel motiviert. Politisches Kalkül kann Regierungen dazu veranlassen, Veränderungen 
diskursiv auf die EBS zurückzuführen. Ziel ist es, die Legitimität der Entscheidung zu 
erhöhen. In der Europaforschung ist dieses Phänomen schon häufiger für harte Vorga-
ben wie Richtlinien beschrieben worden: Brussels made me do it! (vgl. ‚nested games’ 
bei Tsebelis 1990:8). Als „leverage effect“ (Erhel/Mandin/Palier 2005) oder „selective 
amplifier“ (Visser 2005) werden auch weiche europäische Vorgaben, wie die OMK, 
von Akteuren zur Durchsetzung spezifisch nationaler Interessen genutzt. In diesem Fall 
ist die OMK Mittel zum Zweck, aber nicht Auslöser von Lernprozessen. Politisches 
Kalkül ist ein Transfermechanismus, der in ähnlicher Form für verschiedene europäi-
sche Politikinstrumente zu beobachten ist. Er ist nicht spezifisch für die OMK. 
Empirisch ist eine klare Trennung von politischem Kalkül, Zwang, Lernen und an-
deren Transfermechanismen schwierig. Es bedarf eines sorgfältigen Forschungsdesigns, 
um die Unterschiede erfassen zu können. Von zentraler Bedeutung sind eine genaue 
Analyse der Handlungsmotivation von Regierungsakteuren und die Frage, ob die Ver-
änderung des Verhaltens oder der Präferenzen zeitlich auf eine Veränderung des Infor-
mationspools folgt. So kommen die Länderkapitel in Zeitlin et al. (2005) zu 
divergierenden Einschätzungen verschiedener Transfermechanismen. Da die einzelnen 
Beiträge potenzielle Transfermechanismen nicht systematisch überprüfen, bleibt unklar, 
ob diese Divergenz für länderspezifische Unterschiede spricht oder ob sie der ange-
wandten Forschungslinse geschuldet ist. Insgesamt betont die Zusammenfassung von 
Zeitlin den Einfluss der EBS durch Lernen stärker, als die Darstellung in den einzelnen 
Kapiteln. Beispielsweise erklären Erhel et al. (2005:237), dass das Project d’Action 
Personnalisé pour un Nouveau Départ (PAP-ND) nur deshalb in einen argumentativen 
Zusammenhang mit der EBS gebracht wurde, um ein größeres Budget zu erhalten (po-
litisches Kalkül). Zeitlin (2005a:451) schreibt der EBS hingegen einen prominenten 
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Einfluss für das Entstehen des Programms zu. Hinzu kommt, dass sich verschiedene 
Transfermechanismen bedingen und in zeitlicher Abfolge stehen können. 
Schließlich konstituiert sich im europäischen Mehrebenensystem eine weitere, bis-
her ungenannte analytisch-konzeptionelle Schwierigkeit: die Trennung von Vorgabe 
und Erlerntem. Die EBS spiegelt oftmals nationale Politiken wieder, denn was als Brüs-
seler Politik gilt, ist das Ergebnis von Verhandlungen zwischen Mitgliedstaaten und 
europäischen Organen. Je nach Politikfeld, Entscheidungsmodus und agenda-setting-
Macht kommt dabei mitgliedstaatlichen oder gemeinschaftlichen Interessen mehr 
Gestaltungsraum zu. Im Rahmen der EBS ist der mitgliedstaatliche Einfluss auf die Po-
litikgestaltung vergleichsweise groß (Jacobbson 2004:357). Dies gilt einerseits für die 
Schaffung der EBS (Schäfer 2004a), andererseits für die Ausformulierung von Zielen, 
Leitlinien und Indikatoren (De La Porte/Pochet 2002b; Jobelius 2003; Goetschy 2003b). 
Die Trennung von zu Lernendem und bereits Erlerntem verschwimmt tendenziell. 
Auch das vorliegende Papier kann diese konzeptionellen Probleme nicht auflösen. 
Es zeigt aber eine Möglichkeit, die Frage nach Politiklernen in der EBS auf alternati-
vem Weg zu bearbeiten, indem nach dem Potenzial der Steuerungsinstrumente gefragt 
wird, Lernen zu stimulieren. Die EBS besteht aus verschiedenen Instrumenten. Unter 
der Annahme, dass Steuerungsinstrumente zu Lernprozessen beitragen können, lässt 
sich über die Anlage der Instrumente und die von ihnen gesteuerten Prozesse eine kon-
zeptionelle Brücke zu einer besseren Einschätzung von Lernen im Rahmen der EBS 
bauen. Ich frage, ob das Instrument grundsätzlich die strukturellen Voraussetzungen 
erfüllt, um (die jeweils identifizierte Form von) Politiklernen mit dem Ziel der prakti-
schen Verwirklichung der beschäftigungspolitischen Ziele der EBS zu fördern. Weisen 
die Charakteristika des Instruments wesentliche Hindernisse für Lernprozesse auf, so ist 
nicht zu erwarten, dass Politiklernen durch die EBS stattfindet. Ich beschäftige mich mit 
der Effektivität der EBS hinsichtlich der Förderung von Politiklernen, nicht mit der fak-
tischen Wirkung der EBS. Damit schließe ich auch den Umkehrschluss aus, dass In-
strumente, die Lernprozesse stimulieren können, garantieren, dass Lernen erfolgt. 
4 Potenzielles Lernen durch EBS-Instrumente 
Institutionelle Anlage und prozessualer Einsatz der EBS-Instrumente bestimmen, wel-
che Form des Lernens wahrscheinlich sind, und welche anderen Transfermechanismen. 
Ich ordne beschäftigungspolitische Leitlinien und länderspezifische Empfehlungen, 
Nationale Reformpläne, Fortschrittbericht und das zugehörige Benchmarking, Peer Re-
view Prozess und Indikatoren den drei analytisch unterschiedenen Formen von Lernen 
zu. Zur Orientierung stelle ich die Tabelle „Überblick über verschiedene Formen des 
Lernens und EBS-Instrumente“ an den Anfang des Kapitels; die folgenden Seiten bele-
gen die Zuordnung. Manche Instrumente können verschiedene Lernformen anregen – 
die Tabelle zeigt aus Gründen der Übersichtlichkeit die jeweils dominante. Verknüp-
fungen zwischen Instrumenten und Komplementarität verschiedener Formen des Ler-
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nens im Rahmen eines Instruments werden, wo relevant im Text, ebenso diskutiert wie 
Reformen der Instrumente. 
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Es ist zu betonen, dass die Tabelle keine Aussage über tatsächliche Lernprozesse macht. 
Auch bildet sie nicht die relative Relevanz von Lernen gegenüber anderen Transferme-
chanismen ab. Schließlich ist Lernen auch im günstigsten Fall keine hinreichende Be-
dingung für erfolgreiche Steuerung durch die EBS. Ziel der Tabelle ist es zu identifizie-
ren, welche Steuerungsabsicht bzw. welche Form des Lernens sich aus den Charakteris-
tika der Instrumente ableiten lässt. Im Folgenden wird jedes Instrument analysiert und 
die Zuordnung begründet. 
4.1 Leitlinien und Empfehlungen 
Leitlinien werden von der Europäischen Kommission vorgeschlagen und vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheitsentscheidung angenommen. Sie setzen gemeinsame Prioritäten 
für die Europäische Beschäftigungspolitik. Seit 2005 werden sie für einen Zeitraum von 
drei Jahren gesetzt (zuvor jährlich) und mit in die Leitlinien zur europäischen Wirt-
schaftspolitik integriert. Die acht Leitlinien sind unter drei Prioritäten zusammengefasst, 
die sich sowohl auf Politiken als auch outcomes beziehen: 1) mehr Menschen in Arbeit 
bringen und halten; Arbeitskräfteangebot vergrößern und soziale Sicherungssysteme 
modernisieren; 2) die Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte und der Unternehmen 
verbessern und 3) Investitionen in Humankapital steigern durch Verbesserung von Bil-
dung und Qualifizierung. Die Leitlinien werden durch länderspezifische Empfehlungen 
ergänzt (bis zu 15 je Land). Wie die Leitlinien werden sie von der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagen und vom Rat angenommen. 
Das relativ größte Potenzial von Leitlinien und Empfehlungen Lernprozesse zu 
stimulieren, besteht in der Anregung Querverbindungen zwischen bekannten Problemen 
zu erfassen, Informationen zu generieren oder bestehende Politiken neu zu beurteilen. 
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Politiklernen fände dann durch Anleitung zur Erweiterung eigener Erfahrungen statt. 
Grenzen dieser Form des Lernens könnten darin liegen, dass die länderspezifischen 
Empfehlungen in der Praxis in weiten Teilen auf den von den nationalen Regierungen 
erstellten Berichten basieren. Eine Ausnahme bilden externe Studien und die Einbezie-
hung der ebenfalls im Rahmen der EBS erhobenen Indikatoren (siehe 4.5). Insgesamt ist 
zu erwarten, dass Leitlinien und Empfehlungen nur in seltenen Fällen tatsächlich eine 
Veränderung des Informationspools bewirken. Auch andere Charakteristika des Instru-
ments könnten das Potenzial der Leitlinien und Empfehlungen Lernen zu stimulieren 
tendenziell begrenzen. 
Die Empfehlungen enthalten keine Informationen über die Politik anderer Mit-
gliedstaaten von denen gelernt werden könnte. Verschiedene Charakteristika der Leitli-
nien und Empfehlungen weisen darauf hin, dass kein Potenzial besteht, deliberatives 
Lernen mit anderen zu fördern. Eine der Voraussetzungen für deliberative Lernprozesse 
ist die Überzeugung, dass die Kooperation eine erfolgreichere Problemlösung ermög-
licht. Schon jetzt ist klar, dass das ambitiöse Ziel der Lissabon Strategie nicht mehr er-
reicht wird (Taskforce Beschäftigung 2004). Angesichts unrealistischer Ziele ist für den 
Einzelnen die Motivation, in Erfahrungsaustausch und gemeinsame Problemlösung zu 
investieren, eingeschränkt (Zängle 2005). 
Leitlinien und Empfehlungen setzen Ziele und machen konkrete Vorgaben. Wäh-
rend der deliberative Austausch zwischen beteiligen Akteuren neue und bessere Lösun-
gen aufzeigen soll, basieren die Leitlinien auf dem Kompromiss politischer Akteure. 
Die Position der Europäischen Kommission lässt sich als Streben nach einer stärkeren 
Quantifizierung, Konkretisierung der Ziele und Berichtspflichten skizzieren. Sie nutzt 
die Empfehlungen „to put more pressure on the member states to meet the objectives set 
out in the guidelines“ (De La Porte/Pochet 2003:27). Im Interesse der Mitgliedstaaten 
liegt es hingegen, konkrete Festlegungen weitestgehend zu vermeiden. Eine empirische 
Studie zeigt, dass die Konsultationen zur Formulierung der Leitlinien eher den Charak-
ter von „interest-driven bargaining than result open deliberation“ haben (Jobelius 
2003:25). 
Aber nicht nur der Prozess, der zur Annahme der Leitlinien und Empfehlungen 
führt, auch das Ergebnis einheitlicher und zunehmend konkreter Leitlinien erschwert 
Lernen. Die zunehmende inhaltliche Ausdifferenzierung der Leitlinien in (teilweise) 
quantifizierte, gruppenspezifische Ziele (Ashiagbor 2004:311; Mosher/Trubek 2003:78) 
steht in einem Spannungsverhältnis zu den Voraussetzungen für offene Lernprozesse 
mit anderen. Ähnlich könnte die ideologische Prägung der Leitlinien deliberative Lern-
prozesse behindern. Mit ihrem Plädoyer für Förderung der Beschäftigungsfähigkeit und 
einer Verlagerung passiver auf aktivierende Sozialleistungen folgt die EBS tendenziell 
dem Vorbild liberaler und sozialdemokratischer Wohlfahrtstaatmodellen15 (De La 
Porte/Pochet 2002b:56; De La Porte/Pochet 2003:24; Van Riel/Van der Meer 2002:315; 
                                                 
15 Esping-Andersen (1990:26-29) unterscheidet zwischen liberalen (USA, Australien, Kanada), 
sozialdemokratischen (Schweden, Dänemark) und korporatistischen (Österreich, Frankreich, 
Deutschland, Italien) Wohlfahrtsstaatsregimen. Verschiedene Autoren haben die Klassifizierung um 
einen mediterranen Typ erweitert (z.B. Ferrera 1998). 
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Klammer/Leiber 2004:514-515). Ob dieses Steuerungsparadigma selbst auf einem 
Lernprozess basiert (beispielsweise aufgrund der schlechten beschäftigungspolitischen 
Performanz der koporatistisch-konservativen oder etatistisch-konservativen Regime) 
oder durch (ideologische) Interessen einzelner Regierungen oder der Kommission zu 
erklären ist, kann hier nicht abschließend bewertet werden. Fest steht, dass die 
Leitlinien bestimmte Steuerungsvorstellungen widerspiegeln – ein Gegensatz zu 
ergebnisoffenen Lernprozessen.16 Die hier genannten Charakteristika der Leitlinien 
sollten negative Wirkung auf das Potenzial des Fortschrittberichts haben, Lernen mit 
anderen im Rahmen des horizontalen Austauschs zwischen den Mitgliedstaaten zu 
fördern. 
Insgesamt scheinen Leitlinien und Empfehlungen wenig geeignet, Lernprozesse zu 
fördern. Ihr relativ größtes Potenzial scheint in der Anleitung zur Erweiterung eigener 
Erfahrungen zu bestehen. Hingegen stellen sie keine Informationen über die Politiken 
anderer Mitgliedstaaten zur Verfügung. Unrealistische Ziele, einheitliche und 
zunehmend konkrete Vorgaben lassen wenig Raum für Lernprozesse mit anderen. 
Jenseits von Lernen können Veränderungen durch andere Transfermechanismen 
erklärt werden. In diesem Sinn sind Veränderungen dann zu erwarten, wenn 
Mitgliedstaaten die Leitlinien oder Empfehlungen zur Durchsetzung ihrer Interessen 
gegenüber Kritikern auf der nationalen Ebene nutzen können (politisches Kalkül). Zwar 
sollten weiche Instrumente, wie die EBS, politischen Akteuren in nationalen Arenen 
weniger Durchsetzungsmacht geben Widerstände zu neutralisieren als verbindliche 
Richtlinien o.ä., aber sie können zweckdienliche Argumente in die Debatte einbringen. 
4.2 Nationale Reformpläne 
Auf Grundlage der Leitlinien und Empfehlungen erstellt jeder Mitgliedstaat ein 
Nationales Reformprogramm (NRP, vor 2005 Nationaler Aktionsplan NAP). Weil 
NRPs auf nationaler Ebene erstellt werden, sollten Lernprozesse mit anderen nationalen 
Akteuren im Vordergrund stehen. Die NRPs könnten eine Wiederholung der auf 
europäischer Ebene angelegten Lernprozesse zwischen relevanten Akteuren stimulieren. 
Dazu sollten sie in einem breiten Kreis relevanter stakeholder und unter Einbindung 
subnationaler Interessen formuliert werden. Mit Bezug auf die NRPs, so Ferrera et al. 
                                                 
16 Ein weiterführender Kritikpunkt betrifft die Legitimation dieser Steuerungsabsicht. Tiefergehende 
Veränderungen der Beschäftigungspolitik, die neue Ziele sowie einen Wandel zugrundeliegender 
Normen und Werte umfasst (‚hidden curriculum’ bei Offe 2003:463; versteckte Förderung 
ideologischen Wandels bei Lundvall/Tomlinson 2001), bedarf einer anderen Legitimation, als der 
Versuch, ein gleich bleibendes Ziel mittels neuer Instrumente zu erreichen. Die Gestaltung der 
Beschäftigungspolitik bestimmt in relevantem Maß die Verteilung von Risiken und Kosten 
zwischen Staat, Firmen und Privaten sowie zwischen verschiedenen Beschäftigungsgruppen auf 
dem Arbeitsmarkt (Schmid 2004; Schmid 2005). Der EBS fehlt in dieser Hinsicht ein Diskurs um 
ihre normative Ausrichtung und politische Alternativen. Dieses Defizit der OMK wird in der 
Literatur nur vereinzelt kritisiert (für Ausnahmen siehe Schäfer 2005:219; Schmid/Kull 2005:339) 
und von den Entscheidungsträgern nicht ausreichend kommuniziert. 
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(2002:237), ist „active participation of civil society (…) absolutely essential to ensuring 
that national action plans reach their intended targets”. Auch die Europäische 
Kommission plädiert für eine starke Einbindung nationaler Parlamente, Sozialpartner, 
zivilgesellschaftlicher Akteure und lokaler Verwaltungen, um Implementationseffizienz 
und Legitimität zu erhöhen (Commission of the European Communities 2004:5; 
Commission of the European Communities 2002:20-21).17
In der Praxis ist der Kreis der beteiligten Akteure klein. Deliberativer Austausch ist 
auf den Austausch mit dieser Gruppe und ihre Erfahrungen beschränkt. Forschungsar-
beiten kritisieren die mangelnde Einbindung der lokalen Ebene (Jacobbson/Schmid 
2003:117)18 und der Sozialpartner (De La Porte/Nanz 2004:279)19, zudem liegt die 
Federführung für die Erstellung der NRPs oft in Abteilungen, die auf internationale 
Politiken spezialisiert sind. Der Prozess läuft dort relativ isoliert von den für nationale 
Beschäftigungspolitik maßgeblichen Arenen ab (für Schweden: Vifell 2004:14; für 
Deutschland: Umbach 2003:62). Auch auf europäischer Ebene ist der Kreis der 
eingebundenen Akteure eingeschränkt. So ist ein größerer Akteurskreis im Prozess 
involviert, der den Beschäftigungsausschuss, das Europäische Parlament und den 
Wirtschafts- und Sozialausschuß umfasst. Aber die Entscheidungen fallen zunehmend 
auf hoher politischer Ebene (De La Porte/Nanz 2004:282) und es wird ein 
„intergovernmental drift“ konstatiert (Goetschy 2003a:88). Wichtig ist, dass die hier 
beschriebenen Grenzen des Lernens in den Interessen der nationalen Regierungen 
begründet liegen, die skeptisch darüber wachen, Herren des Prozesses zu bleiben. 
Anders als bei Leitlinien und Empfehlungen bezieht sich die Kritik nicht auf die Anlage 
des Instruments, sondern darauf, wie es in den meisten Mitgliedstaaten genutzt und 
eingesetzt wird. Gerade deshalb besteht die Herausforderung für Lernen durch 
Nationale Reformpläne nicht nur in der Diskussion des Lernpotentials unter idealen 
Bedingungen (siehe z.B. Jacobbson/Schmid 2003:117), sondern auch in der 
Thematisierung machtpolitischer Interessen. 
Neben binnenstaatlichen Lernprozessen haben NRPs auch Potenzial, Lernen mit 
anderen Mitgliedstaaten auf der europäischen Ebene zu fördern. Auch hier fällt die 
Bewertung skeptisch aus. Eine Idee des deliberativen Lernens ist es, durch Austausch 
über zukünftige Entscheidungen und strategische Planungen Entscheidungsgrundlagen 
zu verbessern. Obwohl NRPs grundsätzlich Jahresrückblick und Planung vereinen 
könnten, dominiert bei vielen Mitgliedstaaten ein evaluatorischer Charakter. Sie werden 
nur selten zur strategischen Planung genutzt (Umbach 2003:121-122), sodass sie 
Mitgliedstaaten nicht in die Lage versetzt, das Handeln der Berichtenden in eigenen 
(politischen) Entscheidungen zu antizipieren. 
                                                 
17 Leicht widersprüchlich betont die Europäische Kommission in jüngsten Dokumenten eine Straffung 
des Prozesses sowie eine Konzentration auf zentrale Akteure (European Commission 2005). 
18 Laut einer Umfrage des Ausschusses der Regionen (Committee of the Regions 2006) sind nur 17% 
der Städte und Regionen in die Erstellung der NRPs eingebunden. In der Mehrzahl der Fälle erfolgt 
keine Konsultation. 
19 Auch in Ländern mit starken Sozialpartnerorganisationen, wie z.B. Schweden, bindet die Regierung 
diese erst zu einem späten Zeitpunkt in den Erstellungsprozess ein (Vifell 2004:17). 
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Die Analyse des Instruments zeigt, dass nationale Reformpläne Lernprozesse pri-
mär auf einer anderen Ebene fördern wollen als Leitlinien und Empfehlungen: Lernen 
mit anderen auf nationaler Ebene. Ein wesentliches Hindernis ist die faktische Be-
schränkung der an der Formulierung beteiligten Akteure. Relevante lokale, zivilgesell-
schaftliche und (teilweise) sozialpartnerschaftliche Interessen bleiben weitgehend aus-
geschlossen. Hinzu kommt der evaluatorische Charakter der NRPs, der das Potenzial für 
Lernen mit anderen auf europäischer Ebene reduziert. 
4.3 ‚good practice’ Benchmarking im Fortschrittbericht 
Der jährliche Fortschrittbericht (vor 2005 Gemeinsamer Beschäftigungsbericht) dient 
der Bewertung arbeitsmarktpolitischer outcomes und Politiken. Im Bericht evaluiert die 
Europäische Kommission die NRPs, vergleicht die Mitgliedstaaten, hebt best oder good 
practice hervor und führt ein benchmarking20 der Länder hinsichtlich ihrer 
Arbeitsmarktperformanz durch. Die Erstellung des Fortschrittberichts zielt maßgeblich 
auf den Austausch von Informationen und das Lernen von anderen. Zwei Interaktionen 
sind zu unterscheiden: Die horizontale Diskussion zwischen den Mitgliedstaaten im Rat, 
bei der auch die Europäische Kommission vertreten ist (Cambridge Process), sowie die 
bilaterale Diskussion zwischen Ländervertretern und Kommission. 
Der horizontale Austausch bei den Ratstreffen war ursprünglich auf weniger als 
eine Stunde je Land beschränkt (Mosher/Trubek 2003:48) und die Mitgliedstaaten übten 
gegenseitig keine ernsthafte Kritik (Umbach 2003:38-39). Mit der Erweiterung und der 
Vergrößerung des Rats werden die NRPs in vier kleineren Arbeitsgruppen diskutiert 
und Übersichtsergebnisse im Plenum präsentiert (Zeitlin 2005a:489). Der vom Rat 
angenommene Berichtstext ist auf der Internetseite der EBS zugängig. 2005 wurde dort 
erstmals ein scoreboard eingestellt, das für jede länderspezifische Empfehlung die Poli-
tikantwort des Mitgliedstaates mit einem A (completed), B (in progress), C (limited) 
oder D (incomplete) bewertete.21
Der bilaterale Austausch dient einerseits der Klärung von Fragen, andererseits, so 
Casey und Gold (2005:25), “to negotiate around any ‚recommandations’ that the report 
will contain“. Nach dieser Einschätzung sind keine Lernprozesse zu erwarten. Der in-
stitutionalisierte horizontale Austausch könnte Lernen von anderen erleichtern. Zwar ist 
die Hoffnung skeptisch zu bewerten, dass Entscheidungsträger in der kurzen Zeit des 
förmlichen Austauschs „new solutions to problems often thought to be unsolvable“ 
(Trubek/Trubek 2005:93) finden, aber durch die Verfahrensänderung 2004 sind, trotz 
zunehmenden Volumens der zu bewertenden Politiken, weiterhin Einzeldiskussionen 
                                                 
20 Eine klassische Definition von Benchmarking ist der systematische Vergleich von Prozessen oder 
Ergebnissen zwischen Institutionen oder absoluten Standards (zur Diskussion verschiedener 
Benchmarking Konzepte Schütz/Speckesser/Schmid 1998:2-5). 
21 Im Bereich der OMK wurde das Instrument des scoreboard zuvor für die Bewertung der 
Mitgliedstaaten bei der Implementation der gemeinschaftlichen Wirtschaftspolitik eingesetzt, 
außerhalb z.B. für die Umsetzung von Richtlinien. 
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der NRPs in kleineren Gruppen möglich. Tiefergehender Austausch bietet grundsätzlich 
mehr Potenzial nicht nur Reformergebnisse, sondern auch Wirkungsketten und Reform-
bedingungen zu diskutieren. Allerdings wurde mit der Einführung der Arbeitsgruppen 
auch die Möglichkeit eingeschränkt, von Mitgliedstaaten außerhalb der kleineren 
Arbeitsgruppen zu lernen und ihre zukünftigen Politikentscheidungen zu berücksichti-
gen. Um das Potenzial des Benchmarking im Fortschrittbericht für Lernen von anderen 
abschließend zu bewerten, wären zusätzliche Informationen über die Selektionskriterien 
für die Gruppen und die Kommunikation im Plenum erforderlich. Diese beeinflussen, 
ob der horizontale Austausch Verhandlung oder deliberativem Problemlösen gleicht. So 
kann lediglich konstatiert werden, dass grundsätzlich ein Anreiz zum Informationsaus-
tausch gegeben ist. 
Benchmarking im Fortschrittbericht könnte dazu dienen, erfolgreiche von weniger 
erfolgreichen Politiken zu unterscheiden und Vorbilder zu selektieren (Regent 
2003:209). Trubek und Trubek (2005:92) sehen Lernerfolge durch kohärente Vorgaben 
gestärkt (mimesis). Die Konzentration auf einzelne Beispiele von best oder good 
practice steht jedoch im Spannungsverhältnis zu der Diversität nationaler Politiken.22 
Die Fokussierung auf einige wenige Vorbilder vermittelt erstens, dass einzelne Modelle 
für alle Mitgliedstaaten geeignet sind: "’(B)est performers’ are used as a blueprints in 
different institutional contexts“ (Schütz/Speckesser/Schmid 1998, summary). Damit 
läuft Benchmarking Gefahr, unterschiedliche nationale Kontexte zu ignorieren. Zwei-
tens wird Diversität reduziert und Alternativen ausgeschlossen. In komplexen Bereichen 
wie der Beschäftigungspolitik können selbst bei ähnlicher Problemlage divergierende 
Reformwege zu verbesserter Performanz und den Zielen der EBS führen (Äquifinalität). 
Benchmarking unterdrückt tendenziell die dafür notwendige eigenständige Innovation 
und Kreativität, die eine Antwort auf länderspezifische Probleme geben könnte 
(Lundvall/Tomlinson 2001:123). Drittens werden systemische Kontextfaktoren oft nur 
unzureichend berücksichtigt; unvollständige oder uninformierte Übernahmen können 
aber schädlich sein und zu Politikversagen führen (Dolowitz/Marsh 2000:17). Ähnlich 
betont Radaelli (2003:41) die Gefahr, im Rahmen von Benchmarking „holistic compo-
nents of success and the systemic nature of policies“ zu ignorieren. Viertens ist es nicht 
selbstverständlich, beste oder gute Prozesspraktiken oder Strategien anhand von Ergeb-
nissen zu identifizieren (Arrowsmith/Sisson/Marginson 2004:320 und 328). Schließlich 
sind, fünftens, nicht alle Politiken, die heute scheinbar erfolgreich Probleme lösen, auch 
langfristig und nachhaltig erfolgreich (‚lemming effect’ bei Lundvall/Tomlinson 
2001:123). Insgesamt scheint das Instrument des Benchmarking vor allem geeignet, im 
Rahmen technischer Problemstellungen, Lernen von anderen zu stimulieren. Bench-
marking scheint hingegen weniger geeignet Lernprozesse in komplexen Zusammenhän-
gen, zu denen die Beschäftigungspolitik zählt, zu fördern. 
Wesentliche Charakteristika des Benchmarking zeigen, dass neben Lernen ein an-
derer Transfermechanismus im Vordergrund steht. Im Fortschrittbericht, deutlicher aber 
noch mit dem neu publizierten scoreboard, wird schlechte Performanz benannt (naming 
                                                 
22 Zur Konstitution der EBS als weiches und koordinierendes Steuerungsfeld, um der Vielfalt 
nationaler wohlfahrtsstaatlicher Systeme gerecht zu werden, siehe Scharpf (2002). 
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and shaming) und gute gelobt (faming).23 Das scoreboard erlaubt es, Politikerfolge der 
Mitgliedstaaten direkt zu vergleichen und eine Rangfolge zu erstellen. Die Buchstaben 
erinnern an das Benotungssystem an Schulen. Schweden und Großbritannien sind nach 
der Tabelle 2005 Klassenbeste während Litauen mit der Bewertung „lückenhaft“ bei 
drei Politikempfehlungen und weiteren acht „eingeschränkt“ sicher nicht versetzt wor-
den wäre. Eine schlechte Einstufung kommt Sanktionen gleich „which can bring about 
real pressure on Member States to change their policies“ (Ashiagbor 2004:315; vgl. 
Regent 2003:210). 
Ein beabsichtigter Effekt des direkten Vergleichs ist, dass die Kosten für Nichtbe-
folgung der EBS Vorgaben steigen. Dies könnte zwei Folgen haben. Die Etablierung 
von Konkurrenz im Rahmen des Benchmarking könnte die Mitgliedstaaten anregen, 
neue Lösungsstrategien zu berücksichtigen. Aus dieser Perspektive würde ‚sportlicher 
Wettbewerb’ einen positiven Rahmen für Lernen schaffen. Hier lässt sich jedoch ein-
wenden, dass einerseits auch ohne die EBS grundsätzlich Wettbewerb um beschäfti-
gungspolitische Performanz besteht. Andererseits sollte der Anreiz für Mitgliedstaaten 
(potenziell) kostspielige Reformen durchzuführen, um im Fortschrittbericht eine bessere 
Bewertung zu erhalten, begrenzt sein. Eine andere Interpretation geht dahin, dass die 
Steuerungsabsicht des Benchmarking darin liegt, Mitgliedstaaten zu diskreditieren.24 
Diese Art der Konkurrenz sollte die Bedingungen für Lernen von anderen verschlech-
tern. Die Einschätzung, dass die EBS-Instrumente „trust and cooperation“ schaffen und 
dadurch Lernprozesse anregen (Ferrera/Matsaganis/Sacchi 2002:227), träfe nicht zu. 
Wenn Mitgliedstaaten Politiken nur verändern, um nicht zu den schlechtesten Schülern 
der Klasse zu gehören, sprechen Chalmers und Lodge (2003:18) von „functional disrup-
tion“ der Steuerungsabsicht „undermining the basis of previous problem-solving ef-
forts”. Als Transfermechanismus tritt Zwang in den Vordergrund. 
Dieser Abschnitt hat gezeigt, dass Benchmarking im Fortschrittbericht Lernen von 
anderen fördern möchte. Während die klare Benennung von guten Politiken und Vor-
bildern durch das Instrument dies unterstützen könnte, stellt die Fokussierung auf we-
nige Vorbilder Lernen von anderen gleichzeitig in Frage. Gewichtigstes Hindernis ist 
der Gegensatz zwischen Bedingungen, die notwendig sind um Lernen zu fördern – 
Vertrauen sowie die Überzeugung, dass bei Kooperation gemeinsamer Nutzen entsteht 
– und der Konkurrenzsituation, die durch den direkten Vergleich erzeugt wird. 
                                                 
23 Das scoreboard drängt Ländervergleiche auf, auch wenn die Kommission explizit konstatiert: „The 
assessment (…) does not reflect an assessment of the quality of the overall policy or system in the 
relevant category“ (http://europa.eu.int/comm/employment_social/employment_strategy/employ_-
de.htm). 
24 Aus diesem Grund ist auch davon auszugehen, dass Mitgliedstaaten das Instrument insgesamt 
zögerlich einsetzen, um zu vermeiden, im nächsten Jahr selbst ‚am Pranger’ zu stehen. 
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4.4 Peer Review 
Peer Reviews wurden 1999 von der Europäischen Kommission ins Leben gerufen, um 
durch den Austausch guter Praktiken das Lernen von anderen zu stimulieren. Jedes 
Land sendet zwei Vertreter, einen Regierungsvertreter und einen unabhängigen Exper-
ten; auch Kommissionsbeamte nehmen teil. Das Treffen dauert zwei Tage, in denen 
Vorträge und Diskussionen über das Politikbeispiel meist durch einen Praxisbesuch, 
z.B. in einem Unternehmen, ergänzt werden. 
Jährlich wurden bisher 8-10 Beispiele ausgewählt. 2005 wurde das Verfahren – in 
Reaktion auf die im Kok-Bericht geäußerte Kritik hinsichtlich Verbreitung und Kohä-
renz von Lernen (Taskforce Beschäftigung 2004) – reformiert.25 Es gibt jährlich nur 
noch drei Reviews. Gleichzeitig finden unter dem Dach des Mutual Learning Pro-
gramme (MLP) auch thematische Seminare statt. In halbjährlichem Wechsel werden 
Schwerpunktthemen bearbeitet. Den Auftakt bildet jeweils ein thematisches Seminar. 
Der Teilnehmerkreis wurde auf Sozialpartner und NROs der nationalen und europäi-
schen Ebene ausgeweitet. Schließlich stehen im Rahmen der Peer Reviews jetzt För-
dergelder für bi- oder multilaterale follow-up Aktivitäten zur Verfügung. Vorgesehen 
sind zwei unterschiedliche Formate: Einerseits zeitlich begrenzte Verbreitungs- und 
Informationsveranstaltungen, um das auf EU-Ebene gewonnen Wissen an nationale 
Interessensvertreter weiterzugeben, andererseits dauerhafte transnationale Netzwerke, in 
denen Entscheidungsträger kooperieren. Insgesamt hat das Instrument des Peer Reviews 
mit diesen Reformen das Potenzial für Lernen von anderen verbessert. Dies gilt auch für 
Lernen mit anderen, denn durch die Ausweitung des Personenkreises und die stärkere 
Kohärenz sollten sich die Bedingungen für experimentelles Lernen verbessern. Gegen-
über dem Benchmarking im Fortschrittbericht ist ein für Lernen positiv zu bewertendes 
Charakteristikum der Peer Reviews, dass verschiedene erfolgreiche Wege aufgezeigt 
werden. 
Die Grenzen, in welchen der Peer Review Lernen stimulieren kann, liegen bei der 
generellen Schwierigkeit, erfolgreiche Problemlösung in einem komplexen wirtschaft-
lichen, sozialen und ideologischen Kontext zu übertragen. Casey und Gold (2005) ha-
ben in einer empirischen Studie eine Reihe institutioneller Hindernisse für die Über-
tragung von Politiken identifiziert. Dazu zählen sie mangelnde Infrastruktur für die 
Implementation, divergierende Rechtssysteme (Regulierung in Kollektivverträgen oder 
in Gesetzen), das Muster der industriellen Beziehungen (z.B. Tarifhoheit der Sozial-
partner oder gesetzlicher Mindestlohn), soziale Sicherungssysteme (z.B. Steuer- oder 
Beitragsfinanzierung) und politische Strukturen als potentielle Hindernisse (Casey/Gold 
2005:30-32). Aus einer ähnlichen Logik heraus argumentiert Scharpf (2002), dass Lern-
prozesse nur zwischen Staaten mit relativ ähnlichen historisch gewachsenen institutio-
nellen Arrangements funktionieren können. 
                                                 
25 Auch das Interesse der Europäischen Kommission, eigenständig Einfluss auf die Themensetzung 
nehmen zu können, spielt eine Rolle. 
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Diese grundlegende Kritik lässt sich durch zwei Punke abmildern. Erstens ist die 
Absicht von Peer Reviews nicht zwangsläufig eine Eins-zu-Eins-Übernahme. Positiv 
gewendet dienen sie dazu Denkmuster zu durchbrechen und „to encourage poor perfor-
mers to rethink their strategy“ (Trubek/Trubek 2005:94). Zweitens bezieht sich die Kri-
tik nicht primär auf die Konzeption des Instruments. Mitgliedstaaten hätten die Mög-
lichkeit, Länder und Themen zu wählen, die hinsichtlich Problemlage, Institutionenge-
füge und Akteurskonstellation dem eigenen Land gleichen. Wenn der Peer Review mehr 
Informationen über diese Faktoren bereitstellen und den Auswahlprozess in dieser Hin-
sicht stärker strukturieren würde, ließen sich die Voraussetzungen für Lernen verbes-
sern. Die Schwierigkeit, Politiken in komplexen Problemfeldern mit historisch gewach-
senen Institutionen zu übertragen, bleibt bestehen. Insgesamt hat auch der Peer Review 
nur eingeschränkt Potenzial Lernen zu stimulieren. 
4.5 Indikatoren 
Seit 1997 werden im Rahmen der EBS Leistungsindikatoren verwendet, um die Be-
wertung der mitgliedstaatlichen Beschäftigungspolitik zu erleichtern. Ähnlich wie die 
Leitlinien sind die Indikatoren im Zeitverlauf präziser und zahlreicher geworden. 
Grundsätzlich kann zwischen Schlüsselindikatoren und Kontextindikatoren unterschie-
den werden. Zurzeit gibt es 40 Schlüsselindikatoren, die verwendet werden, um die 
Leistung der Arbeitsmärkte zu messen und die NRPs zu substantiieren, beispielsweise 
Beschäftigungsquote und Langzeitarbeitslosenquote sowie Vereinbarkeit von Arbeits- 
und Privatleben. Parallel ermöglichen 26 Kontextindikatoren eine bessere Einordnung 
und Bewertung der Schlüsselindikatoren des jeweiligen Landes, beispielsweise Wachs-
tum des BSP, Beschäftigungsquote in Vollzeitäquivalent oder Ausgaben für lebensbe-
gleitendes Lernen. Diese ist ein wesentlicher Utnerschied zu den politisch gesetzten 
Beschäftigungszielen. 
Unter den hier untersuchten Instrumenten scheinen Indikatoren am besten geeignet, 
um durch reflexive Selbstevaluierung Lernprozesse zu stimulieren. Die regelmäßige 
Erhebung der Schlüsselindikatoren bietet Mitgliedstaaten Anreize, Kausalzusammen-
hänge zwischen erwarteter Wirkung von Politiken und Handlungsergebnis zu überden-
ken und gegebenenfalls bestehende Ungleichgewichte systematisch zu erfassen (Zeitlin 
2005a:479). In Reaktion auf das neu generierte Wissen, so die Annahme, passen Regie-
rungen ihre Politiken an, um ein beschäftigungspolitisches Ziel unter Berücksichtigung 
des veränderten Informationspools zu erzielen (einfaches Lernen). Der positive Einfluss 
auf Lernprozesse sollte dabei über einzelne Indikatoren hinausgehen. Empirische Stu-
dien betonten die Wirkung des Instruments auf institutionell-administrativer Ebene, 
wenn Mitgliedstaaten durch die Verpflichtung zur Datenerhebung nationale Strukturen 
zur Arbeitsmarktüberwachung einführen oder verbessern (Ferrera/Matsaganis/Sacchi 
2002:236). Darüber hinaus strukturieren vergleichbare Indikatoren Informationen und 
sind damit eine Vorraussetzung für Lernprozesse mit anderen und von anderen im 
Rahmen von NRPs, Benchmarking oder Peer Reviews. Indikatoren können damit das 
Lernpotenzial der hier diskutierten EBS-Instrumente ergänzen und verstärken. 
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Welche Indikatoren erhoben werden, wird jährlich von einer Expertengruppe des 
Beschäftigungsausschusses bestimmt. De La Porte und Pochet (2004:282) nehmen an, 
dass ein Expertengremium die Voraussetzung für gemeinsames Lernen besser erfüllt als 
Gremien, in denen politische Interessen dominieren. Verschiedene Forscher haben Kri-
terienkataloge formuliert, die auf einen veränderten Einsatz der Indikatoren im Rahmen 
der OMK zielen und damit eine Grundlage für optimale Lernprozesse bieten würden 
(mit Bezug auf die OMK Soziale Inklusion Atkinson, et al. 2002:21-25; allgemein 
Schütz/Speckesser/Schmid 1998:13-14).26 Entscheidungen über Indikatoren werden auf 
politischer Ebene getroffen, wo eine dauerhafte Diskussion über die Indikatoren und 
ihre Qualität in Gang ist (vgl. Taskforce Beschäftigung 2004). Hintergrund der Debatte 
ist ein Kompetenzkonflikt zwischen den Regierungen und der Europäischen Kommis-
sion im Rat. Jacobbson (2004:362) nennt den Prozess „highly political“ (ähnlich zur 
Quantifizierung der Leitlinien Jobelius 2003). Dieser Konflikt behindert einerseits Lern-
prozesse, die durch das Instrument stimuliert werden könnten (vgl. Verhandlung versus 
Problemlösung), andererseits deutet er darauf hin, dass die Rolle der Indikatoren nicht 
allein in der Informationsgenerierung liegt. Quantitative Indikatoren unterstützen die 
Verfestigung der OMK. Wenn Mitgliedstaaten die OMK bisher unterstützten „because 
of its low degree of legalization and its limited potential for unintended consequences“ 
(Schäfer 2004a:13), dann sollte diese Entwicklung zu Spannungen führen. Ob diese 
Sorge der Mitgliedstaaten begründet ist, kann anhand der Forschungsliteratur nicht 
abschließend beurteilt werden. Es gibt Anzeichen, dass die OMK von der Kommission 
eingesetzt wird, um Konsens für zentrale Entscheidungen zu schaffen (Scharpf 2001; 
Scott/Trubek 2002:15-17). Ähnlich könnte die Kommission die OMK als Instrument 
zur Kompetenzausweitung sehen. Die OMK erlaubt in Politikbereichen aktiv zu wer-
den, in denen ihr Handlungsraum bisher durch die Vertragsgrundlage oder andauernde 
Konflikte begrenzt war (ähnlich Berghman/Okma 2002:337; s.a. ‚selective hardening’ 
Obinger/Leibfried/Castles 2005:23; zur Frage der Kombination von regulativer Politik 
und deliberativen Lernprozessen Eberlein/Kerwer 2004:135). 
Indikatoren fördern Lernen durch reflexive Evaluierung und gezielte Anleitung zur 
Informationsgenerierung. Die Stimulation von Lernen ist hier gegenüber den anderen 
EBS-Instrumenten weniger von inhärenten Problemen, wie mangelnde Übertragbarkeit 
komplexer Problemlösungen oder Selektion einzelner Modelle, betroffen. Allerdings 
zeichnen sich politische Konflikte um die finalité der OMK ab, die eine optimale Nut-
zung des Lernpotenzials der Indikatoren behindern könnten. 
                                                 
26 Nach ihrer Meinung müssen Indikatoren relevante Kausalzusammenhänge identifizieren, ein 
ausgeglichenes Portfolio verschiedener Dimensionen der untersuchten Thematik umfassen und 
normative klare Interpretation erlauben; sie müssen statistisch robust und abgesichert, untereinander 
konsistent, zwischen Ländern vergleichbar und sensibel für Politikveränderung sein. Außerdem 
sollen sie keinen übermäßigen administrativen Aufwand verursachen und ein größtmögliches Maß 
an Transparenz und Zugänglichkeit zeigen. 
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5 Zusammenfassung und Handlungsempfehlungen 
Ausgangspunkt dieses Papiers war die zunehmende Prominenz des Lernbegriffs in der 
Forschungsliteratur, die mit der weit verbreiteten Hoffnung einhergeht, dass Instru-
mente, die Politiklernen stimulieren können, eine positive Neuerung und Erweiterung 
gegenüber klassischen Regulierungsformen und ihren Grenzen darstellen. Gleichzeitig 
zeigen Forschungsarbeiten zu ‚Lernen’ im Rahmen der OMK bzw. der Europäischen 
Beschäftigungsstrategie methodische Probleme auf, die die empirische Analyse des 
Kausalzusammenhangs, die Berücksichtigung alternativer interner und externer Erklä-
rungsgründe sowie die analytische Unterscheidung verschiedener Transfermechanismen 
betreffen. Ich habe argumentiert, dass diese Probleme nicht auftreten, wenn die Analyse 
von Lernen im Rahmen der EBS bei den Steuerungsinstrumenten ansetzt. Ohne Aussa-
gen über das tatsächliche Ausmaß von Lernen zu machen, erlaubt diese Herangehens-
weise, das Potenzial der Instrumente zur Förderung von Lernen zu erfassen. 
Charakteristika und Prozesse der im Rahmen der EBS verwandten Steuerungsin-
strumente können unterschiedliche Formen des Lernens fördern (einfaches und tiefer-
gehendes Lernen, Lernen durch eigene Erfahrungen, Lernen von anderen und mit ande-
ren) und sie können hinsichtlich ihres Potenzials der Förderung von Lernen variieren. 
Sind Anlage und prozessuale Nutzung eines Instruments nicht geeignet, Lernen zu sti-
mulieren, dann sollte die Steuerungswirkung der EBS durch Politiklernen an dieser 
Stelle gering sein. Die folgende Tabelle fasst die Ergebnisse der Analyse zusammen. 
Sie zeigt noch einmal einen Überblick über die EBS-Instrumente, sowie die in den ein-
zelnen Instrumenten dominante Form des Lernens und ergänzt wichtige einschränkende 
Faktoren. 
Leitlinien und Empfehlungen scheinen insgesamt wenig geeignet Lernprozesse zu 
fördern. Das relativ größte Potenzial Lernen zu fördern besteht in der Anleitung zur 
Erweiterung eigener Erfahrungen. Allerdings wird diese sowie andere Formen des Ler-
nens dadurch begrenzt, dass der Informationspool durch die Leitlinien und Empfehlun-
gen nur selten verändert wird, dass die Ziele unrealistisch sind und einheitliche und zu-
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Sie stellen keinen veränderten Informationspool bereit, deshalb besteht das größte Po-
tenzial in der Stimulierung zur Selbstevaluierung und damit im Lernen durch eigene 
Erfahrungen. Nationale Reformpläne sind darauf angelegt, Lernen mit anderen im Sinne 
eines deliberativen Prozesses zu fördern, allerdings auf nationaler Ebene. Ein wesent-
liches Hindernis stellt die eingeschränkte Beteiligung relevanter subnationaler Akteure 
an Formulierungs- und Austauschprozessen dar. Hinzu kommt der evaluatorische Cha-
rakter der NRPs, der das Potenzial für Lernen mit anderen auf europäischer Ebene redu-
ziert. Benchmarking im Fortschrittbericht zielt auf die Förderung von Lernen von ande-
ren. Während die klare Benennung von guten Politiken und Vorbildern dies unterstüt-
zen könnte und Wettbewerb generell Anreize zu Politikverbesserung setzt, stellt die 
Fokussierung auf wenige Vorbilder und die dekontextualisierte Betrachtung das Lernen 
von anderen gleichzeitig in Frage. Das Instrument des Peer Review stimuliert potenziell 
Lernen von anderen Mitgliedstaaten. Grenzen der Lernmöglichkeit liegen darin, dass 
Politiken in komplexen Problemfeldern mit historisch gewachsenen Institutionen nur 
schwer zu übertragen sind. Allerdings bezieht sich dieser Kritikpunkt weniger auf die 
Charakteristika des Instruments, als auf eine grundlegende Problematik. Es ist zu er-
warten, dass Politiken in weniger vorraussetzungsreichen Bereichen erfolgreicher über-
tragen und Veränderungen durch weiche Steuerungsinstrumente leichter erreicht wer-
den könnten. Schließlich stimulieren Indikatoren Lernen durch reflexive Evaluierung 
und gezielte Anleitung zur Veränderung des Informationspools. Während Indikatoren 
Potenzial zur Förderung von Lernen durch eigene Erfahrungen haben, können die poli-
tischen Konflikte um ein Aushärten der OMK eine optimale Nutzung des Lernpoten-
zials in Zukunft behindern. Insgesamt zeigte die auf bestehenden Forschungsarbeiten 
basierende Analyse, dass das Potenzial der EBS-Instrumente, Lernen zu fördern, we-
sentlichen Einschränkungen ausgesetzt ist. 
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An einigen Stellen ließen sich die Einschränkungen durch eine Veränderung der 
Prozesse und Charakteristika (zumindest teilweise) aufheben. Lernen durch eigene Er-
fahrungen könnte mit einer stärkeren Ausrichtung der Indikatoren, anhand der von Ex-
pertengruppen und Forschern formulierten Kriterien, weiter verbessert werden. Auch 
die oben beschriebenen Konflikte um die Aushärtung der Methode durch die Quantifi-
zierung der Leitlinien und Indikatoren sind nicht zwangsläufig vorprogrammiert, son-
dern von der Nutzung der Instrumente durch die Europäische Kommission und von der 
medialen Öffentlichkeit bestimmt. 
Auch die zweite Form des Lernens, Lernen von anderen könnte dadurch Modifika-
tionen der Instrumente an Potenzial gewinnen. Eine stärkere Prozessorientierung beim 
Benchmarking könnte der Kritik einheitlicher, dekontextualisierter Vorbilder begegnen. 
Eine verstärkte Nutzung von Wirkungsanalysen und Fallstudien würde eine lose aber 
gleichzeitig kohärente Steuerung ermöglichen (Arrowsmith/Sisson/Marginson 
2004:325). Peer Reviews sollten zwischen Ländergruppen stattfinden, die sich hinsicht-
lich institutioneller Arrangements und Strukturen ähneln. Cluster – die je nach Thema 
variieren könnten – würden bessere Bedingungen für das Lernen von anderen bieten. 
Generell könnte der Informationsaustausch durch größere Transparenz und eine breitere 
Streuung der relevanten Dokumente unter betroffenen Akteuren gefördert werden. 
Schließlich wäre Lernen mit anderen eher zu erwarten, wenn die beschäftigungs-
politischen Leitlinien realistische Ziele darstellen würden, die durch gemeinsames Agie-
ren tatsächlich erreicht werden könnten (Zängle 2005). Deliberative Lernprozesse wür-
den außerdem von einer Veränderung der mitgliedstaatlichen Praxis bei der Erstellung 
Nationaler Reformpläne profitieren. Der Kreis beteiligter Akteure sollte auf eine brei-
tere Gruppe subnationaler Akteure ausgedehnt und verstetigt werden. Dabei schlägt 
Zeitlin (2005a:486) vor, Benchmarking nicht nur für Politikergebnisse und outcomes, 
sondern auch zur Messung einer breiten Einbindung und des Einflusses relevanter Ak-
teure einzusetzen (Bestimmung der nominalen Partizipation und der substantiell auf 
subnationale Interessen zurückgeführten Punkte im NRP). 
Dieser Vorschlag, Deliberation durch erhöhten Wettbewerb zu fördern, riskiert, 
Lernprozesse durch Zwang zur Übernahme von Politiken zu ersetzen. Er führt mit Blick 
auf das Zusammenspiel und die Vereinbarkeit der Instrumente zu dem gewichtigsten 
Hinderungsfaktor für die Stimulation von Lernprozessen durch EBS-Instrumente. Auch 
bei einer Modifikation bestehender Instrumente bleibt ein Spannungsverhältnis zwi-
schen Lernen und anderen Transfermechanismen bestehen. Eingangs wurde die An-
nahme formuliert, dass widersprüchliche Steuerungsabsichten verschiedener Instru-
mente das Lernpotenzial der EBS insgesamt reduzieren oder neutralisieren könnten. Zu 
den Rahmenbedingungen für den Austausch zwischen Staaten im Sinne deliberativer 
Prozesse zählen gleichgerichtete oder zumindest kompatible Interessen, sowie Ver-
trauen, dauerhafte Beziehungen zwischen den Akteuren und die Überzeugung, dass bei 
Kooperation der Problemlösungserfolg den gemeinsamen Nutzen erhöht. Diese Bedin-
gungen stehen im Gegensatz zu den Akteursinteressen in Situationen, die Konkurrenz 
fördern. Benchmarking und (weiche) Sanktionen setzen darauf, durch Wettbewerb zwi-
schen den Mitgliedstaaten die EBS-Ziele zu erreichen. Auch der institutionelle Kontext 
einer zunehmenden Lenkung der OMK durch Entscheidungen auf hoher politischer 
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Ebene, die Debatten um eine Verfestigung der Methode und die politische Auseinander-
setzung um Quantifizierung der Ziele, scheinen keine günstigen Rahmenbedingungen 
für Lernen mit anderen zu schaffen. In theoretisch-abstrakter Hinsicht bezieht sich diese 
Spannung auf den Widerspruch zwischen den Interaktionsformen Problemlösen und 
Verhandeln (Scharpf 2000:211). Positiv ist zu vermerken, dass Lernen durch eigene und 
durch die Instrumente der EBS stimulierte Erfahrungen weniger von den Handlungsori-
entierungen der beteiligten Akteure abhängt. Will die EBS durch Politiklernen zum 
Erreichen der beschäftigungspolitischen Ziele beitragen, so besteht in diesem Bereich 
das größte Potenzial. 
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